
Die späten 1970er- und 1980er-Jahre standen in Österreich im Zeichen großer politischer Umbrüche. In die-
ser Zeit wurde das Bild von Österreich als „Insel der Seligen“ nachhaltig erschüttert: Die politische Stabilität 
und sozio-ökonomische Sicherheit der Nachkriegsjahrzehnte, welche wesentlich im schwarz-roten Konsens-
ver hältnis, dem Wirtschaftswachstum, dem Einfl uss der Sozialpartnerschaft und dem Ausbau des Wohlfahrt-
staates begründet waren, gerieten zunehmend ins Wanken. Wirtschaftliche Einbrüche sorgten für steigende 
Arbeitslosigkeit und Unsicherheit; in der Zivilgesellschaft wuchs die Unzufriedenheit mit den ver krusteten 
politischen Strukturen. Die Dominanz der zwei großen politischen Lager Sozialdemokratie und Christlich-
Konservative wurde schließlich von neuen politischen (Protest-)Bewegungen und Parteien gebrochen.

Bereits in den 1960er- und 1970er-Jahren hatten junge ÖsterreicherInnen im Zuge der internationalen 
 Studierendenproteste und der Friedensbewegung begonnen, gegen die autoritäre Nachkriegsgesellschaft zu 
 rebellieren (siehe dazu auch das Heft polis aktuell 6/2018: Protest). An der Wende zu den 1980ern gewan-
nen Umweltthemen immer größere Bedeutung – die Debatte über die Nutzung von Atomkraft zur Energie-
gewinnung im Fall des Kraftwerks im niederösterreichischen Zwentendorf wurde dabei zu einem Meilenstein 
der öster reichischen Demokratiegeschichte. Dass die Nutzung von Kernenergie in Österreich seit 1978 
gesetzlich verboten ist, bedeutet allerdings nicht, dass die österreichischen BürgerInnen vor den Risiken der 
Atomkraft völlig geschützt sind. Nach wie vor werden in nahezu allen Nachbarländern Österreichs Atomkraft-
werke betrieben, und im Falle eines Reaktorunfalls würde gefährliche Strahlung vor nationalen Grenzen nicht 
Halt machen. 

Welche Risiken – aber auch Vorteile – mit Atomkraft verbunden sind, wird im Themenheft polis aktuell 
7/2018 „Atomkraft pro und contra“ auf spannende Art und Weise beleuchtet.
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die 8er-JAhre Und die poLitische BiLdUng

Die späten 1970er- und 1980er-Jahre standen in Österreich im Zeichen großer politischer Umbrüche. In die-

themenschwerpUnKt AtomKrAFt 



dAs ende der „ÄrA KreisKY“ 
Ab 1970 wurde Österreich – zunächst in einer SPÖ-Minderheitsregierung, ab 1971 mit absoluter Parlaments-
mehrheit – von Regierungen unter Bundeskanzler Bruno Kreisky regiert. Obwohl es bereits in den 1970er-
Jahren zu Wirtschafts krisen gekommen war („Ölpreisschock“ 1973), war es immer wieder gelungen, die 
Phasen der Rezession durch vermehrte Staatsausgaben abzufedern („Austrokeynesianismus“). Als 1979 die 
zweite Ölpreiskrise hereinbrach, die staatliche Industrie an fehlenden Strukturanpassungen litt und mehrere 
Korruptionsskandale (AKH, Lucona) die Republik erschütterten, trauten viele WählerInnen der SPÖ-Regierung 
nicht mehr länger zu, die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme meistern zu können. Dazu kam 
die Aufl ösung der Lagerbindung nicht zuletzt durch die Tertiärisierung. Die klassischen Konfl iktfelder – der 
religiös-konfessionelle und der Klassenkonfl ikt – verloren an Bedeutung und die Stammwählerschaft nahm ab. 
Bei den Nationalratswahlen 1983 verlor die SPÖ die absolute Mehrheit und Kreisky trat zurück; es folgte eine 
Koalition aus SPÖ und FPÖ. 

die entstehUng der Österreichischen UmweLtBewegUng 
In den 1970er-Jahren gewannen Umweltthemen global an Wichtigkeit. Mit seinem Bericht Die Grenzen 
des Wachstums erlangte der Club of Rome 1972 weltweite Beachtung. Im Jahr 1979 fand in Genf die erste 
Weltklimakonferenz statt. Auch in Österreich zeigte sich in der Bevölkerung ein wachsendes ökologisches 
Bewusstsein. Der Protest gegen das Atomkraftwerk in Zwentendorf 1978 markiert eine wichtige Zäsur für 
die Geschichte sozialer (Protest-)Bewegungen in Österreich: Zum ersten Mal widersetzte sich eine breite 
Front kritischer BürgerInnen den Plänen der Regierung und konnte nach Abhaltung einer Volksabstimmung die 
Inbetriebnahme des Kraftwerks verhindern; im Dezember 1978 wurde deswegen das so genannte „Atom-
sperrgesetz“ durch das Parlament verabschiedet. Viele jener PolitikerInnen und BürgerInnen, die sich 1978 
noch für Zwentendorf ausgesprochen hatten, änderten im Frühjahr 1986 ihre Meinung: Der Reaktorunfall im 
ukrainischen Kraftwerk Tschernobyl führte deutlich die Schrecken und Risiken der Atomkraft vor Augen, zumal 
Österreich stark von der freigesetzten Strahlung betroffen war. Mit Tschernobyl wurde die österreichische 
Anti-Atom-Politik schließlich zum einhelligen gesellschaftlichen und parteipolitischen Konsens.    

Ein zweiter wichtiger Meilenstein der Geschichte der österreichischen Umweltbewegung war der Wider-
stand gegen den Bau des Wasserkraftwerks Hainburg 1984. Zehntausende Menschen demonstrierten gegen 
die Zerstörung der naturbelassenen Flusslandschaft und besetzten im Dezember 1984 die Hainburger Au, um 
die Rodung des Auwaldes zu verhindern. Nach langwierigen und teils heftigen Auseinandersetzungen zwischen 
DemonstrantInnen einerseits und Arbeitern und Polizisten andererseits gab die Regierung unter SPÖ-Bundes-
kanzler Fred Sinowatz schließlich nach. Die Debatte um das Kraftwerk Hainburg trug maßgeblich zur Etablie-
rung der Partei Die Grünen bei, die 1986 erstmals den Einzug in den Nationalrat schaffte.

zwischen rechtspopULismUs Und VergAngenheitsBewÄLtigUng
Die Grünen waren nicht die einzige politische Partei, die in den 1980er-Jahren Aufwind erfuhr. Nachdem Jörg 
Haider 1986 den Parteivorsitz der FPÖ übernommen hatte, vergrößerte sich der Stimmenanteil der ehemals 
kleinen Randpartei maßgeblich. Dabei bediente sich der Rechtspopulist Haider Parolen, die als fremdenfeind-
lich, rassistisch und auch als rechtsextrem verurteilt wurden. 1991 etwa relativierte er den Nationalsozialismus 
u.a. mit einem Verweis auf die „ordentliche Beschäftigungspolitik“ des Dritten Reichs, was seine Abwahl als 
Landeshauptmann durch einen Misstrauensantrag des Kärntner Landtags nach sich zog. Durch Haiders Aussa-
gen sorgte Österreichs Umgang mit dem Nationalsozialismus zum zweiten Mal innerhalb weniger Jahre interna-
tional für Schlagzeilen: Während des Bundespräsidentschaftswahlkampfs 1986 war publik geworden, dass der 
Präsidentschaftskandidat Kurt Waldheim zwischen 1942 und 1944 Offi zier in der Wehrmacht gewesen war 
und vermutlich auch von Kriegsverbrechen gewusst hatte. Trotz heftiger Debatten im In- und Ausland wurde 
Waldheim zum Bundespräsidenten gewählt. Die „Waldheim-Affäre“ führte in Österreich zu einer verstärkten 
öffentlichen Diskussion über die Beteiligung von ÖsterreicherInnen an NS-Verbrechen und zu einer langsamen 
Abkehr von der „Opferthese“. Andererseits stärkte sie FPÖ und ÖVP, welche die kritischen Stimmen aus dem 
Ausland als eine unrechtmäßige Einmischung in österreichische Angelegenheiten darstellten.  

Von der KonKordAnzdemoKrAtie zUr modernen pArteienLAndschAFt

links 
Anti-Tschernobyl-Demonstration 
in Wien, 1. Mai 1986. 
© Robert Jäger/
APA-Archiv/picturedesk.com

rechts
Bundespräsident Kurt Waldheim 
bei der Angelobung Jörg Haiders 
als Kärntner Landeshauptmann, 
6. Juni 1989. 
© Klaus Titzer/
APA-Archiv/picturedesk.com



UnterrichtsseqUenz: Von der AtomeUphorie zUr Anti-Atom-BewegUng

1. Bildimpuls zum Unterrichtseinstieg

 Betrachten Sie die beiden Plakate und beschreiben Sie die einzelnen Gestaltungselemente (Text, Layout, 
Symbole …). Überlegen Sie, wer der bzw. die Auftraggeber der Plakate sein könnten. 

 Formulieren Sie Fragen, die sich Ihnen beim Vergleichen der beiden Plakate stellen. 

2. In den 1950er-Jahren galt die Atomkraft weltweit als Segen und zukunftsweisende Technologie, welche der
 menschlichen Zivilisation Wohlstand und Frieden bringen würde. 

 Lesen Sie die folgenden Aussagen von Politikern und Intellektuellen jener Zeit und arbeiten sie heraus, 
welche Argumente diese für die Nutzung der Atomkraft formulierten.

 recherchieren Sie, welche dieser Argumente auch heute noch von BefürworterInnen der Atomkraft ver-
treten werden (siehe dazu auch das Themenheft polis aktuell 7/2018, S. 4-5). 

 interpretieren Sie die untenstehenden Aussagen vor dem Hintergrund der politischen und wirtschaftlichen 
Situation der Nachkriegszeit und des damals herrschenden Zeitgeists. 

3.  Bis in die 1970er-Jahre war die Energiegewinnung durch Atomkraft in den westlichen Gesellschaften universell anerkannt. Dann aber 
begann sich in immer mehr Ländern – so auch in Österreich – Protest gegen den Bau und Betrieb von Atomkraftwerken zu regen.

  stellen Sie zunächst Vermutungen an, welche Gründe der veränderte Standpunkt der Zivilgesellschaft gehabt haben könnte. 

  recherchieren Sie anschließend zu den Anti-Atombewegungen in Österreich und anderen europäischen Ländern und fassen sie die 
Argumente zusammen, die von den AtomgegnerInnen der 1970er vorgebracht wurden.

links 
Plakat pro Kernkraftwerk Zwenten-
dorf. Text: „JA zur wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit Österreichs. JA zur 
gesicherten Energieversorgung. JA 
zur Erhaltung unseres Lebensstan-
dards“.
© Votava/Imagno/picturedesk.com  

rechts
Plakate gegen das Kernkraftwerk 
Zwentendorf. Texte: „Nein zu
Zwentendorf hat Vorrang – Am 5. 
November geht’s nicht um Taus, 
Götz oder Kreisky – Am 5. Novem-
ber geht’s um Zwentendorf – Kein
Parteienzwang bei der Volksabstim-
mung!“, „Auch ohne Zwentendorf
gehen die Lichter nicht aus! Weil wir 
mehr Strom erzeugen als wir brau-
chen (1977: Import 2,1 Mrd.KW 
Export 6,3 Mrd.KW) ... man bis jetzt 
auf 40 % der nutzbaren Wasserkräf-
te verzichtet hat (Sektionschef für 
Energie im Handelsministerium Dr. 
Frank: ‚Die Nicht-Inbetriebnahme 
von Zwentendorf ist keine versor-
gungsmäßige Katastrophe, weil 
Reserven vorhanden sind!‘) ... die 
Stromverbrauchsprognosen bis jetzt 
immer noch falsch waren. Deshalb 
am 5. November NEIN.“
© ÖNB-Bildarchiv/picturedesk.com 

„Die Vereinigten Staaten wissen, dass die 
friedliche Nutzung der Atomenergie kein 
Traum der Zukunft ist. […]  Die beteiligten 
Regierungen sollten – in dem Umfang, wie es 
die einfache Vernunft gebietet – von heute 
an und in Zukunft gemeinsame Beiträge aus 
ihren Vorräten an normalem Uranium und 
spaltbarem Material an eine internationale 
Atomenergiebehörde leisten. Wir würden 
erwarten, dass eine solche Behörde unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
eingerichtet werden würde. […] Die wichtigste 
Verantwortung dieser Atomenergiebehörde 
wäre es, Methoden zu entwickeln, die dieses 
spaltbare Material so verteilen, dass es den 
friedlichen Bestrebungen der Menschheit 
dienen kann. Experten würden mobilisiert wer-
den, um die Atomenergie auf die Bedürfnisse 
von Landwirtschaft, Medizin und anderen 
friedlichen Aktivitäten anzuwenden. Ein 
spezieller Nutzen wäre jener, die energiearmen 
Gebiete der Welt mit reichlicher elektrischer 
Energie zu versorgen.“ 

Dwight D. Eisenhower in seiner Rede „Atoms for 
Peace“ vor der UN-Vollversammlung (1953).

„Wie die Kettenre-
aktion auf der Sonne 
uns Wärme, Licht und 
Leben bringt, so schafft 
die Atomenergie in der 
blauen Atmosphäre des 
Friedens aus Wüste 
Fruchtland, aus Eis 
Frühling. Einige hundert 
Pfund Uranium würden 
ausreichen, die Sahara 
und die Wüste Gobi 
verschwinden zu lassen, 
Sibirien und Nordame-
rika, Grönland und die 
Antarktis zur Riviera zu 
verwandeln.“

Ernst Bloch, Prinzip Hoff-
nung (1959), S. 775.

„Die kontrollierte Kernspaltung und die auf diesem 
Wege zu gewinnende Kernenergie leiten den Beginn 
eines neuen Zeitalters für die Menschheit ein. Die Er-
zeugung von Elektrizität aus Kernenergie hat in solchem 
Umfang zu erfolgen, daß die deutsche Wirtschaft nicht 
mehr auf die Einfuhr überteuerter Kohle angewiesen 
ist, der Raubbau in Kohlengruben vermieden und die 
schädigende Veränderung von Landschaft und Wasser-
versorgung beim Abbau von Braunkohle eingeschränkt 
wird; […] die Entwicklung von Kernkraftmaschinen an 
Stelle der Dieselmotoren und anderer Verbrennungs-
kraftmaschinen für feste und fahrbare Kraftstationen, 
für Schiffe, Flugzeuge und andere Verkehrsmittel muß 
den Platz Deutschlands in der Reihe der Industrievölker 
sichern; die Verwendung der radioaktiven Isotope in 
Medizin, Biologie, Landwirtschaft und Industrie muß so 
gefördert werden, daß die großen Möglichkeiten für die 
Gesundheitspflege, die Züchtung neuer Pflanzenarten 
und die Anwendung für die technischen Produktions-
prozesse auch für Deutschland voll erschlossen werden. 
[…] Die Atomenergie kann zu einem Segen für Hunderte 
von Millionen Menschen werden, die noch im Schatten 
leben. Deutschland muß in der Hilfe für diese Völker 
mitwirken, aber auch die Lebensmöglichkeiten des 
eigenen Volkes verbessern.“

Auszug aus dem „Atomplan“ der deutschen SPD (1956).
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